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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung einer 
Beihiiferegeiung zur Erzeugung von Ananaskonserven 
— Drucksache 7/1527 — 

A. Problem 

Der Rat der Agrarminister hat im Juni 1973 im Rahmen eines 
Kompromisses darüber beschlossen, wie die unterschiedlichen 
Einfuhrregelungen der Mitgliedstaaten für Verarbeitungs- 
erzeugnisse aus Obst und Gemüse gegenüber dritten Ländern 
zu vereinheitlichen sind. Die mengenmäßigen Beschränkungen 
bei Drittlandimporten sollen beseitigt werden. Frankreich hat 
dem Ratsbeschluß hinsichtlich einer Liberalisierung der Ananas- 
konserven nur unter der Voraussetzung zugestimmt, daß die 
Produktion von Ananaskonserven in seinen überseeischen De- 
partements (Martinique) von der Gemeinschaft gestützt wird. 


B. Lösung 

Die Ananasproduktion auf Martinique wird gestützt durch eine 
Mindestpreisgarantie für die Ananaserzeuger, einer Verarbei- 
tungsbeihilfe für die Hersteller von Ananaskonserven, wenn 
sie sich verpflichten, die frischen Früchte zum Mindestpreis ab- 
zunehmen und eine Verarbeitungsbeihilfe unter Berücksich- 
tigung des Mindestpreises für die Erzeuger und des Weltmarkt- 
preises für Ananaskonserven. 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

2,5 Millionen Rechnungseinheiten aus EG-Mitteln. 
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A. Bericht des Abgeordneten Sauter 


Der Verordnungs vor schlag wurde mit Schreiben 
der Frau Präsidentin vom 23. Januar 1974 dem Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zur Beratung überwiesen. Der Ausschuß hat den 
Vorschlag in seiner Sitzung am 21. Februar 1974 be- 
handelt. 

Der Rat der Agrarminister der Europäischen Ge- 
meinschaft hat auf seiner 247. Sitzung am 18. und 
19. Juni 1973 im Rahmen eines Kompromisses Be- 
schluß darüber gefaßt, wie die unterschiedlichen von 
den Mitgliedstaaten gegenüber Drittländern ange- 
wandten Einfuhrregelungen für Verarbeitungser- 
zeugnisse aus Obst und Gemüse zu vereinheitlichen 
sind. Nach dem Ratsbeschluß sollen die mengenmä- 
ßigen Beschränkungen und Maßnahmen gleicher 
Wirkung beseitigt werden. Von der Regelung sollen 
auch Ananaskonserven erfaßt werden. Ausgenom- 
men sind nur sogenannte „empfindliche Erzeug- 
nisse", bei denen Preisregelungen vorgesehen wur- 
den. Hinsichtlich einer Liberalisierung der Ananas- 
konserven hat Frankreich dem Ratsbeschluß nur un- 
ter der Voraussetzung zugestimmt, daß die Produk- 
tion von Ananaskonserven in seinen überseeischen 
Departements durch die Gemeinschaft gestützt wird. 
Für die Stützung der Produktion auf Martinique, 
die zur Zeit etwa 7 000 bis 8 000 t beträgt, wären 
nach Schätzungen der Kommission jährlich etwa 
2,5 Millionen RE erforderlich. 

Die EG-Kommission schlägt nunmehr vor, 

— den Erzeugern frischer Ananas einen Mindest- 
preis zu garantieren, der ihnen ein angemessenes 
Einkommen gewährleistet, 

— den Herstellern von Ananaskonserven eine Bei- 
hilfe zur Verarbeitung zu gewähren, wenn sie 
sich verpflichten, den Erzeugern die Früchte zu 
dem garantierten Mindestpreis abzunehmen, 


— eine Beihilfe für die Verarbeitung unter Berück- 
sichtigung des an die Erzeuger zu leistenden 
Mindestpreises und der Weltmarktpreise für 
Ananaskonserven sowie deren vorhersehbarer 
Entwicklung festzusetzen. 

Bei den Beratungen im Ausschuß bestanden er- 
hebliche Bedenken gegen den Vorschlag. Die Son- 
derregelung für Ananaskonserven muß im Rahmen 
der Vereinheitlichung der Einfuhrregelungen für 
Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse ge- 
sehen werden. Über diese Sonderregelung sollte da- 
her auch nur gemeinsam mit dieser Vereinheitlichung 
entschieden werden. Die Festsetzung eines garantier- 
ten Mindestpreises zugunsten der Erzeuger von Ana- 
nas ist vom Agrarministerrat nicht beschlossen wor- 
den. Sie wäre ein Präjudiz, das ein Einvernehmen über 
die Drittlandregelung erheblich erschweren könnte. 
Die Beihilfe für die Verarbeiter wäre abhängig von 
der jeweiligen Höhe der Weltmarktpreise und daher 
schwer kalkulierbar. Bei einem Einfuhrbedarf der 
Gemeinschaft von etwa 130 000 bis 140 000 t Ananas- 
konserven jährlich soll die Beihilfe dazu dienen, 
die Produktion in den französischen Übersee-De- 
partements auf 12 000 t zu erhöhen. Eine solche Re- 
gelung würde dazu führen, daß entsprechende Re- 
gelungen für die Überseegebiete anderer Mitglied- 
staaten gleichfalls auf die Gemeinschaft zukämen. 
Nach der von der EG-Kommission geschätzten Grö- 
ßenordnung der Beihilfe von jährlich 2,5 Millionen 
RE würde diese bei etwa 20 bis 21 RE je 100 kg 
Ananaskonserven liegen. Die Weltmarktpreise lie- 
gen aber zur Zeit bei etwa 24 bis 25 üS-Dollar je 
100 kg. ünter diesen Ümständen hat der Ausschuß 
einmütig gegen den Vorschlag Stellung genommen 
und dies in der vorgeschlagenen Entschließung zum 
Ausdruck gebracht. 


Bonn, den 13. März 1974 


Sauter (Epfendorf) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 7/1527 — mit der Maßgabe zur 
Kenntnis zu nehmen, daß die Bundesregierung ersucht wird, diesem Vorschlag bei 
den Verhandlungen in Brüssel nicht zuzustimmen. 


Bonn, den 13. März 1974 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtsdiaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Sauter (Epfendorf) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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